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Geldwäscheprävention im Leasing-Geschäft
Übersicht und Besonderheiten

Unter Geldwäsche werden Handlungen 
verstanden, die die Herkunft von Erlö-
sen aus Straftaten verschleiern und die-
se als scheinbar legales Vermögen in 
den regulären Finanz- und Wirtschafts-
kreislauf einführen. Terrorismusfinan-
zierung liegt vor, wenn Vermögenswer-
te gesammelt, entgegengenommen 
oder zur Verfügung gestellt werden, um 
damit schwere Straftaten wie beispiels-
weise Tötungsdelikte oder Geiselnah-
men mit dem Zweck zu begehen, die 
Bevölkerung einzuschüchtern, eine Be-
hörde oder internationale Organisation 
zu nötigen oder die Grundstrukturen ei-
nes Staates oder einer internationalen 
Organisation zu beseitigen oder erheb-

lich zu beeinträchtigen. Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung sind nach 
§§ 261 und 89c Strafgesetzbuch verbo-
ten und strafbar. 

Adressaten der Strafbestimmungen 
sind die potenziellen und tatsächlichen 
Täter und Teilnehmer solcher Strafta-
ten. Der Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung dienen 
aber nicht nur solche unmittelbar täter-
bezogenen Strafvorschriften, sondern 
zahlreiche ergänzende Regelungen und 
Maßnahmen, die Geldwäsche und Ter-
rorismusfinanzierung schon im Vorfeld 
verhindern sollen. Da für Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung oft auch 
auf „neutrale“ Wirtschaftsakteure zu-
rückgegriffen wird, die unbewusst für 
die Zwecke von Geldwäsche und Ter-
rorismusfinanzierung instrumentalisiert 
werden, sollen auch diese Wirtschafts-
akteure sensibilisiert und in die Verhin-
derung von Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung einbezogen werden. 

Zu diesen Wirtschaftsakteuren gehören 
unter anderem Kreditinstitute, Finanz-
dienstleistungsinstitute, Finanzunter-
nehmen, aber auch Notare, Wirt-
schaftsprüfer und Immobilienmakler. 
Sie sind Adressaten (Verpflichtete) des 
Gesetzes über das Aufspüren von Ge-
winnen aus schweren Straftaten, des 
sogenannten Geldwäschegesetzes 
(GwG), das das Aufspüren von Gewin-
nen aus schweren Straftaten erleich-
tern, die Geldwäsche erschweren und 
das Erkennen von Strukturen organi-

sierter Kriminalität ermöglichen soll.1) 
Leasing-Gesellschaften gehören zu den 
Finanzdienstleistungsinstituten nach § 2 
Absatz 1 Nummer 2 GwG. 

Wesentliche Bestimmungen

Das erste Geldwäschegesetz wurde 
1993 in Kraft gesetzt und in der Folge 
oft geändert beziehungsweise neu ge-
fasst. Auch die aktuelle Fassung vom 
23. Juni 2017 wurde inzwischen schon 
wiederholt geändert, zuletzt durch das 
Transparenzregister- und Finanzinfor-
mationsgesetz mit Wirkung zum 1. Au-
gust 2021 (soweit hier relevant, aber 
mit Übergangsfristen). Der Gesetzge-
ber nutzte die zahlreichen Änderungen 
und Neufassungen teilweise auch dazu, 
das Gesetz verständlicher zu machen 
und Ungenauigkeiten zu beseitigen. Für 
den erstmaligen Leser, auch den juris-
tisch ausgebildeten, bleibt es aber we-
nig anschaulich. 

Die letzten Änderungen werden daher 
zum Anlass genommen, eine Übersicht 
über die aus Sicht der Verpflichteten – 
hier einer Leasing-Gesellschaft – we-
sentlichen Bestimmungen des Geset-
zes zu geben und dabei einzelne 
Themen zu vertiefen. Vorschriften des 
Kreditwesengesetzes, die sich weiter-
gehend mit Risiken für das Vermögen 
des Instituts befassen, sind nicht Ge-
genstand dieses Beitrags, auch nicht 
das Immobilien-Leasing. Sofern Terro-
rismusfinanzierung nicht ausdrücklich 
angesprochen wird, ist deren Verhinde-
rung stets mitgemeint, wenn nachfol-
gend zur Vereinfachung oft nur von 
Geldwäsche die Rede ist.

Für nach dem Geldwäschegesetz Ver-
pflichtete stehen zwei Abschnitte des 
Gesetzes im Vordergrund, auf die im 
Folgenden näher eingegangen werden 
soll: zum einen Abschnitt 2 des Geld-
wäschegesetzes mit dem wenig an-
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schaulichen Titel „Risikomanagement“. 
Gemeint ist das (institutsbezogene) 
Management der Geldwäschepräven
tion im Unternehmen. Dieser Abschnitt 
befasst sich mit der Organisation der 
Geldwäscheprävention im Unterneh-
men und unterscheidet zwischen dem 
Aufbau der Geldwäscheprävention (im 
Sinne sachlicher und personeller Mittel) 
und dem generellen Ablauf der Geld
wäscheprävention auf der Grundlage ei-
ner zuvor beziehungsweise dazu erstell-
ten Risikoanalyse. 

Zum anderen geht es um Abschnitt 3 
des Geldwäschegesetzes, der den 
ebenfalls etwas sperrigen Titel „Sorg-
faltspflichten in Bezug auf Kunden“ 
trägt und – anders als Abschnitt 2 – die 
Geldwäscheprävention im Einzelfall be-
handelt, das heißt, wenn eine konkrete 
Kundenbeziehung betroffen ist. Die Ab-
bildung illustriert das.

Management  
der Geldwäscheprävention

Das Management der institutsseitigen 
Geldwäscheprävention besteht nach 
dem Gesetz aus zwei Elementen: einer-
seits der Risikoanalyse (§ 5 GwG), an-
dererseits und darauf aufbauend aus 
organisatorischen Maßnahmen (§ 6 
GwG, das Gesetz spricht von „internen 
Sicherungsmaßnahmen“). Beide As-
pekte werden im Folgenden näher 
betrachtet.

Das Geldwäschegesetz gibt zwar 
grundsätzlich vor, welche Maßnahmen 
Verpflichtete zur Geldwäschepräventi-
on im Einzelfall, das heißt im Rahmen 
eines konkreten Leasing-Engagements, 
zu ergreifen haben und sagt teilweise 
sogar detailliert, was konkret zu prüfen 
ist (dazu noch unten mehr). Es verlangt 
darüber hinaus aber auch, dass diese 
Maßnahmen an die jeweilige Risiko
situation des einzelnen Verpflichteten 
angepasst werden, mithin geschäfts- 
und kundenbezogen sind (§ 6 GwG). 

Risikoanalyse

Um das zu bewerkstelligen, muss jeder 
Verpflichtete zunächst eine Risiko
analyse durchführen. Dazu haben die 
Verpflichteten diejenigen Risiken der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinan-
zierung zu ermitteln und zu bewerten, 
die für Geschäfte bestehen, die von ih-
nen betrieben werden. Dabei haben sie 
solche Risikofaktoren besonders zu be-
rücksichtigen, die in den Anlagen 1 und 
2 zum Geldwäschegesetz ausdrücklich 
genannt werden sowie diejenigen, die 
sich aus der von der Bundesrepublik 
Deutschland erstellten sogenannten na-
tionalen Risikoanalyse ergeben. Der 
Umfang der Risikoanalyse richtet sich 
nach Art und Umfang der Geschäftstä-
tigkeit des Verpflichteten (§ 5 GwG). 

In den Auslegungs- und Anwendungs-
hinweisen der Bundesanstalt für Fi-

nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) fin-
den sich weitere Angaben für die 
Anfertigung der internen Risikoanaly-
se.2) Nach diesen ist zunächst eine voll-
ständige Bestandsaufnahme der unter-
nehmensspezifischen Situation unter 
Berücksichtigung der Geschäftsstruk-
tur des Verpflichteten erforderlich. Da-
nach kommt es insbesondere auf die 
Erfassung der im Unternehmen vorhan-
denen grundlegenden Kundenstruktur, 
der Geschäftsbereiche und -abläufe, 
der angebotenen Produkte, der Ver-
triebswege sowie der Organisations-
struktur des Unternehmens an. 

Sodann ist es erforderlich, die kunden-, 
produkt- und transaktionsbezogenen 
sowie geografischen Risiken zu erfas-
sen und zu identifizieren. Dazu kann be-
ziehungsweise soll der Verpflichtete auf 
das im Finanzsektor schon vorhandene 
Erfahrungswissen zurückgreifen, aber 
auch auf die eigenen Erfahrungen, die 
das Unternehmen bereits selbst ge-
macht hat oder andere Verpflichtete. 
Ausdrücklich verweist die BaFin dazu 
auf Typologiepapiere und Verdachts
kataloge auf den Webseiten der 
deutschen Zentralstelle für Finanztrans-
aktionsuntersuchungen/Financial Intel-
ligence Unit (FIU) und der internationa-
len Financial Action Task Force. Darüber 
hinaus haben verpflichtete Leasing-Ge-
sellschaften für ihre Risikoanalyse die 
sogenannten Leitlinien zu den Risiko-
faktoren für Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung der Europäischen Ban-
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(Interne Sicherungsmaßnahmen, 
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(Sorgfaltspflichten in Bezug auf Kunden/Customer Due Diligence, §§ 10–15 GwG)
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Management der Geldwäscheprävention
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Identifizierung des Vertragspartners beziehungsweise Handelnden

Identifizierung des wirtschaftlich Berechtigten
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Überprüfung der Angaben

Klärung des Geschäftszwecks

Ablehnung/Beendigung der Geschäftsbeziehung bei Zweifeln/Hindernissen

Bei Geldwäscheverdacht Meldung an FIU (§ 43 GwG)

Geldwäscheprävention
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kenaufsichtsbehörde zu berücksichtigen 
(aktuell die revidierte Fassung vom 
1. März 2021). 

Schließlich ist es nach Auffassung der 
BaFin erforderlich, die so ermittelten Ri-
siken zu kategorisieren, das heißt in Ri-
sikogruppen einzuteilen und gegebenen-
falls zu gewichten. Empfohlen werden 
von der BaFin drei Risikostufen (hoch, 
mittel und niedrig). Ein hohes Risiko liegt 
in der Regel bei den in § 15 Absatz 3 
GwG sowie in der Anlage 2 zum Geld-
wäschegesetz genannten Fallkonstella-
tionen vor beziehungsweise in solchen, 
die aufgrund eigener Einschätzung des 
Verpflichteten ein höheres Risiko aus 
sonstigen Gründen darstellen. Ein gerin-
ges Risiko kann in den in der Anlage 1 
zum Geldwäschegesetz genannten Fäl-
len bestehen oder wiederum aufgrund 
sonstiger eigener Einschätzung des Ver-
pflichteten. Ein mittleres Risiko kann 
schließlich angenommen werden, wenn 
keiner der anderen Fälle vorliegt. 

Zu beachten ist dabei allerdings, dass 
die jeweils genannten Anzeichen für ein 
potenziell geringeres oder höheres 
Risiko nicht automatisch ein entspre-
chend geringeres oder höheres Risiko 
zur Folge haben, sondern dass immer 
die Gesamtschau entscheidet (anders 
in den Fällen § 15 Absatz 3 und 8 GwG). 
Umgekehrt ist aber ein Verpflichteter 
nicht gehindert, ein hohes Risiko gene-
rell schon dann anzunehmen, wenn nur 
ein Anzeichen für ein höheres Risiko 
vorliegt.3) 

Das Zusammenspiel unterschiedlicher 
Risikoanzeichen soll an folgenden Bei-
spielen veranschaulicht werden:

In der Vergangenheit wurde dem Lea-
sing-Sektor von der BaFin grundsätzlich 
ein niedriges Geldwäscherisiko attes-
tiert.4) Diese Einstufung hat die BaFin 
mittlerweile auf mittel bis niedrig er-
höht.5) Hinzu kommt ein offenbar neuer 
Trend im Bereich organisierter Krimina-
lität. Vermutlich weil Gewinne aus 
Straftaten seit 2017 leichter abge-
schöpft werden können, scheinen Ver-
treter der organisierten Kriminalität auf 
Leasing auszuweichen und beispiels-
weise hochpreisige Autos und Schmuck 
vermehrt nicht mehr zu kaufen, son-

dern zu leasen. Beim Leasing von 
Luxusgegenständen hält die BaFin das 
Geldwäscherisiko daher inzwischen für 
zumindest mittel bis hoch.6) 

Für Leasing-Gesellschaften dürfte es 
deshalb künftig schwieriger sein, ihr 
Geschäft oder wenigstens einzelne Ri-
sikogruppen daraus mit nur einem nied-
rigen Risiko einzustufen. Erst recht gilt 
das dann, wenn das Leasing von Luxus-
gegenständen nicht ganz ausgeschlos-
sen oder wenigstens in einer eigenen 
Risikogruppe isoliert werden kann, die 
dann besonders zu behandeln ist. 
Abhängig von den besonderen Um
ständen der maßgeblichen Leasing-Ge-
sellschaft und der erforderlichen Ge-
samtbetrachtung wird man zumindest 
beim Leasing von Luxusgegenständen 
aus Gründen der Vorsicht sogar ein ho-
hes Risiko annehmen müssen, wie es 
die BaFin auch schon andeutet.

Für das Leasing-Geschäft wurde unter 
anderem wohl auch deshalb ein niedri-
ges Geldwäscherisiko angenommen, 
weil man von einem direkten Kontakt 
zum Leasing-Nehmer und einer enge-
ren Beschäftigung mit ihm ausging, sei 
es durch eigene Mitarbeiter, durch Her-
steller oder Händler, zu denen eine 
laufende Geschäftsverbindung besteht, 
oder durch eigene Vermittler. Dafür 
spricht auch der Umkehrschluss aus 
Nummer 2 Litera c der Anlage 2 zum 
Geldwäschegesetz, wonach Geschäfts-
beziehungen ohne persönliche Kontak-
te zu einer höheren Risikobewertung 
führen können. Das hat Folgen für die 
zunehmende Digitalisierung des Lea-
sing-Geschäfts: je höher der Digitali
sierungsgrad bei Vertragsschluss und 
-abwicklung, desto höher das Geld
wäscherisiko. Offensichtlich wird das 
bei reinen Plattformlösungen – erst 
recht, wenn es dabei auch noch um 
Leasing von Luxusgütern geht.

Anlagen 1 und 2 zum Geldwäschege-
setz sowie § 15 Absatz 3 Nummer 2 
GwG nennen auch Faktoren bezüglich 
des geografischen Risikos. Der Gesetz-
geber geht danach davon aus, dass Ge-
schäfte mit Bezug auf beispielsweise 
Mitgliedstaaten der Europäischen Uni-
on oder Drittstaaten mit geringer 
Korruption oder funktionierenden Sys-

temen zur Verhinderung von Geldwä-
sche ein potenziell geringeres Risiko 
bergen. Drittstaaten mit unzureichen-
der Geldwäscheprävention oder ausge-
prägter Korruption hingegen können 
Faktoren für ein potenziell höheres Ri-
siko darstellen. 

Schon aber die Annahme in Anlage 1, 
dass Geschäfte mit Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union ein potenziell gerin-
geres Geldwäscherisiko darstellen, ist 
offenbar nur innergemeinschaftlicher 
Rücksichtnahme geschuldet, wenn um-
gekehrt ausgeprägte Korruption in Dritt-
staaten ein Kriterium für sogar ein höhe-
res Geldwäscherisiko darstellt. Dass 
Korruption auch in einzelnen Mitglieds-
staaten der Europäischen Union mehr 
oder weniger ausgeprägt ist, ist aber 
allgemein bekannt. Nicht mehr in der 
Europäischen Union ist das Vereinigte 
Königreich, wurde jedoch zu der Zeit, 
als die Anlagen 1 und 2 zum Geldwä-
schegesetz abgefasst wurden, natürlich 
noch als Mitgliedstaat dazugerechnet. 
Nach der Selbsteinschätzung eines Par-
lamentsabgeordneten der dortigen Kon-
servativen Partei ist aber Großbritanni-
en „the money laundering capital of the 
world“.7) Für die Risikoanalyse bedeutet 
dies ohne Weiteres, dass sich eine Lea-
sing-Gesellschaft nicht in Sicherheit 
wiegen kann, bloß weil sie Leasing-En-
gagements eingeht, die einen Bezug zu 
anderen Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union haben. Auch dann sind die 
tatsächlichen Verhältnisse dieses Mit-
gliedsstaats besonders zu prüfen.

Organisation 

Das Gesetz spricht hier von „internen 
Sicherungsmaßnahmen“ (§ 6 GwG). 
Dabei unterscheidet es zwischen der 
sachlichen und personellen Ausstat-
tung (oft als Aufbauorganisation be-
zeichnet, siehe zum Beispiel § 6 Absatz 
5, § 7 Absatz 5 GwG) sowie Grund
sätzen, Verfahren und Kontrollen (oft als 
Ablauforganisation bezeichnet, siehe 
zum Beispiel § 6 Absatz 2, § 8 GwG).

� Aufbau: Verantwortlich für das Geld-
wäschemanagement ist ein Mitglied 
der Leitungsebene, in der Regel ein 
Organmitglied. Zusätzlich ist ein 
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Geldwäschebeauftragter nebst Stell-
vertreter zu bestellen, der der Ge-
schäftsleitung unmittelbar nachge-
ordnet ist. Er kann nur bei kleineren 
Instituten und auch da nur ausnahms-
weise gleichzeitig Mitglied der Lei-
tungsebene sein.8) Der Geldwäsche
beauftragte ist für die Einhaltung der 
geldwäscherechtlichen Vorschriften 
(primär) zuständig. Dazu ist er sach-
lich (beispielsweise mit Räumlich
keiten und IT) und personell unter 
Berücksichtigung der Bedingungen 
des betroffenen Instituts angemes-
sen auszustatten. �  

Der Geldwäschebeauftragte und 
sein(e) Stellvertreter sind im Rahmen 
ihrer Aufgaben gegenüber den Be-
schäftigten des Instituts weisungsbe-
fugt. Gegenüber dem verantwort
lichen Mitglied der Leitungsebene 
sind sie zwar grundsätzlich weisungs-
gebunden, allerdings nicht beispiels-
weise bei Geldwäschemeldungen 
oder Auskunftsersuchen der FIU. Ge-
gebenenfalls ist eine (interne oder 

externe) Stelle vorzusehen, der Mit-
arbeiter (Whistleblower) Verstöße ge-
gen geldwäscherechtliche Vorschrif-
ten berichten können.

� Ablauf: Das Institut muss (unter an-
derem mittels schriftlicher Arbeits
anweisungen) für angemessene 
geschäfts- und kundenbezogene 
Grundsätze, Verfahren und Kontrollen 
sorgen in Bezug auf (a) den Umgang 
mit den Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung; (b) die Geld-
wäscheprävention im Einzelfall (die 
Kundensorgfaltspflichten nach den 
§§ 10 bis 17 GwG); (c) die Erfüllung 
von Meldepflichten bei geldwäsche-
relevanten Vorfällen; (d) Dokumenta-
tionspflichten nach dem Geldwäsche-
gesetz (zum Beispiel hinsichtlich der 
Risikoanalyse oder der Kundeniden
tifikation); (e) die Schaffung und Fort-
entwicklung einer unternehmens
spezifischen Risikoanalyse; (f) die 
Schaffung klarer Berichtswege; (g) 
die Bearbeitung von Verdachtsfällen; 
(h) die Überprüfung der Mitarbeiter 

auf deren Zuverlässigkeit sowie (i) die 
laufende Sensibilisierung der Mitar-
beiter für Geldwäscherisiken und die 
laufende Unterrichtung der Mitarbei-
ter über die vorgesehenen Maßnah-
men der Geldwäscheprävention.

Geldwäscheprävention  
im Einzelfall

Während sich der Beitrag soeben mit 
den institutsbezogenen Maßnahmen 
zur Verhinderung von Geldwäsche be-
fasst hat, geht es jetzt um die Geld
wäscheprävention im Einzelfall. Das Ge-
setz spricht von „Sorgfaltspflichten in 
Bezug auf Kunden“ (Überschrift in Ab-
schnitt 3). Gemeint sind die anlass
bezogenen Prüfungen, also anlässlich 
einer konkreten Geschäftsverbindung.

In besonderen Fällen können hier ne-
ben den allgemeinen Sorgfaltspflich-
ten auch vereinfachte oder verstärkte 
Sorgfaltspflichten bestehen. Regelmä-
ßig ist die Prüfung der wirtschaftlich 
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Berechtigten nötig, um beurteilen zu 
können, ob das Risiko der Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung besteht.

Allgemeine Sorgfaltspflichten

Zu diesem Zweck hat das Institut – 
grundsätzlich bei Begründung einer Ge-
schäftsbeziehung, aber auch später, 
wenn Zweifel auftreten oder sich die 
Umstände ändern – (a) den Vertrags-
partner und gegebenenfalls die für den 
Vertragspartner auftretende Person zu 
identifizieren; (b) den wirtschaftlich 
Berechtigten zu ermitteln und zu iden-
tifizieren; (c) den Geschäftszweck be-
ziehungsweise die Art der Geschäfts-
beziehung zu klären, soweit sich dies 
nicht zweifelsfrei aus der Geschäftsbe-
ziehung ergibt; (d) festzustellen, ob es 
sich beim Vertragspartner oder den 
wirtschaftlich Berechtigten um eine po-
litisch exponierte Person oder ihr nahe-
stehende Person handelt; (e) die Ge-
schäftsbeziehung kontinuierlich zu 
überwachen; (f) bei Hindernissen oder 
Zweifeln die Geschäftsbeziehung nicht 
zu begründen oder zu beenden; (g) Hin-
weise auf Geldwäsche der FIU zu 
melden. Dabei handelt es sich um 
grundsätzlich immer erforderliche Maß-
nahmen, sogenannte allgemeine Sorg-
faltspflichten, § 10 GwG.

§ 11 GwG beschreibt, welche Angaben 
der Verpflichtete in Bezug auf den Ver-
tragspartner, die für diesen gegebenen-
falls auftretenden Personen und den 
wirtschaftlich Berechtigten zu erheben 
hat. Die so erhobenen Daten hat der Ver-
pflichtete anschließend nach den Vorga-
ben der §§ 12, 13 GwG zu überprüfen. 
Die in den §§ 10 bis 13 geregelten allge-
meinen Sorgfaltspflichten dienen insge-
samt dazu, ein potenzielles Geldwäsche-
risiko möglichst früh zu entdecken. Die 
Identifizierung der Beteiligten und deren 
Dokumentation soll aber auch beispiels-
weise Strafverfolgungsbehörden einen 
späteren Zugriff ermöglichen.

Die Überprüfung der Identität juristi-
scher Personen oder von Personenge-
sellschaften erfolgt in der Regel anhand 
von Handelsregisterauszügen oder ähn-
lichen Dokumenten. Bei natürlichen 
Personen geschieht dies meist durch 

einen gültigen amtlichen Ausweis. Pro-
blematisch wird das bei räumlicher Di-
stanz, insbesondere auch bei digitalen 
Vertragsschlüssen. Die rechtlichen Rah-
menbedingungen ergeben sich aus § 13 
Absatz 1 in Verbindung mit § 12 Absatz 
1 GwG. Nach Auffassung des Gesetz-
gebers ist das höchste Sicherheitsni-
veau für die Prüfung dann gegeben, 
wenn die maßgeblichen Dokumente 
vor Ort vorgelegt und geprüft werden. 
Alle anderen Prüfungsverfahren wer-
den nur akzeptiert, wenn sie ein gleich-
wertiges Sicherheitsniveau aufweisen 
(§ 13 Absatz 1 Nummer 2 GwG). 

Da das Bundesministerium der Finan-
zen keine darüber hinausgehende 
konkretisierende Rechtsverordnung er-
lassen hat, bleibt für Leasing-Gesell-
schaften die Auffassung der BaFin 
maßgeblich. Nach dieser kommen für 
die Praxis folgende Überprüfungs
verfahren in Betracht (wenn man die 
qualifizierte elektronische Signatur 
außer Acht lässt): der elektronische 
Identitätsnachweis (Personalausweis 
beziehungsweise eID-Karte), das 
Videoidentifizierungsverfahren nach 
den eigenen Vorgaben der BaFin und 
die Einschaltung zuverlässiger Dritter, 
die die Prüfung des Ausweisdokuments 
vor Ort übernehmen.9) Auf die Prüfung 
der Angaben zu den wirtschaftlich Be-
rechtigten geht dieser Beitrag später im 
Zusammenhang mit dem Transparenz-
register noch ein.

Ausnahmen

Ausnahmsweise sind die Anforderun-
gen an die erforderlichen Maßnahmen 
zur Geldwäscheprävention geringer, 
wenn nur ein geringes Risiko der Geld-
wäsche oder der Terrorismusfinanzie-
rung besteht (sogenannte vereinfachte 
Sorgfaltspflichten, § 14 GwG). Indizien 
hierfür ergeben sich aus den Anlagen 1 
und 2 zum Geldwäschegesetz, insbe-
sondere aber aus der eigenen Risiko-
analyse des Verpflichteten (siehe oben). 

Dagegen sind verstärkte Maßnahmen 
zur Geldwäscheprävention (sogenannte 
verstärkte Sorgfaltspflichten, § 15 GwG) 
erforderlich, wenn im Rahmen der Risi-
koanalyse oder im Einzelfall unter Be-

rücksichtigung der in den Anlagen 1 und 
2 zum Geldwäschegesetz sowie in § 15 
Absatz 3 GwG genannten Risikofakto-
ren festgestellt wird, dass ein höheres 
Risiko der Geldwäsche oder Terroris-
musfinanzierung bestehen kann. 

Nach dem Gesetz liegt ein solches hö-
heres Risiko insbesondere vor, wenn es 
sich bei einem Vertragspartner oder 
wirtschaftlich Berechtigten um eine po-
litisch exponierte Person handelt, wenn 
ein Risikostaat beteiligt ist oder wenn 
das Geschäft komplex oder ungewöhn-
lich groß ist, einem ungewöhnlichen 
Muster folgt oder keinen offensicht
lichen wirtschaftlichen Zweck hat (§ 15 
Absatz 3 GwG). Hinzu kommen die in 
Anlage 2 zum Geldwäschegesetz ge-
nannten weiteren Risikofaktoren wie 
außergewöhnliche Umstände der 
Geschäftsbeziehung, ungewöhnliche 
Eigentumsstruktur des Unternehmens, 
Anonymität begünstigende Umstände, 
fehlende persönliche Kontakte und un-
gewöhnliche Produkte. Risikofaktoren 
im einzelnen Leasing-Geschäft können 
danach unter anderem folgende Um-
stände sein: (a) nicht plausible Engage-
ments; (b) zweifelhafte Drittstaaten; (c) 
Sonderzahlungen/frühe Ablösungen; 
(d) Verkauf an von Leasing-Nehmer be-
nannte Dritte bei Vertragsbeendigung; 
(e) hohe Mietkautionen; (f) unter Um-
ständen Mietvorauszahlungen; (g) Bar-
zahlungen; (h) Luxus- und Kulturgüter 
sowie (i) Dual-Use-Güter (für zivile und 
militärische Zwecke verwendbar).10)

§ 15 GwG beschreibt detailliert, welche 
zusätzlichen Maßnahmen der Geld
wäscheprävention durchgeführt wer-
den müssen, wenn ein erhöhtes Geld-
wäscherisiko angenommen wird.

Wirtschaftlich Berechtigter

Um im Einzelfall einschätzen zu können, 
ob bei einem Leasing-Engagement das 
Risiko der Geldwäsche oder Terroris-
musfinanzierung besteht, genügt es 
nicht, die Vertragspartner zu identifi
zieren sowie Zweck und Art der Ge-
schäftsbeziehung zu verstehen. Viel-
mehr muss das Leasing-Unternehmen 
auch wissen, ob hinter der juristischen 
oder natürlichen Person, die formal Ver-
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tragspartner ist, tatsächlich eine (ande-
re) natürliche Person steht, die die ei-
gentliche Kontrolle hat, der sogenannte 
wirtschaftlich Berechtigte. Bei juristi-
schen Personen oder sonstigen Gesell-
schaften gehört zu den wirtschaftlich 
Berechtigten jede natürliche Person, 
die unmittelbar oder mittelbar mehr als 
25 Prozent der Kapitalanteile hält, mehr 
als 25 Prozent der Stimmrechte kontrol-
liert oder auf vergleichbare Weise Kon-
trolle ausübt (§ 3 Absatz 2 GwG). 

Angaben zum wirtschaftlich Berechtig-
ten hat die Leasing-Gesellschaft beim 
Vertragspartner oder der gegebenen-
falls für diesen auftretenden Person zu 
erheben. Wenn mit einer juristischen 
Person des Privatrechts oder einer ein-
getragenen Personengesellschaft mit 
Sitz im Inland ein Leasing-Engagement 
begründet werden soll, kann sich die 
Leasing-Gesellschaft zur Überprüfung 
der Angaben zum wirtschaftlich Be-
rechtigten nunmehr mit einer Einsicht 
in das Transparenzregister begnügen, 
sofern die dortigen Eintragungen mit 
den erhobenen Angaben übereinstim-
men und auch sonst keine Anhaltspunk-
te bestehen, die Zweifel hinsichtlich 
des wirtschaftlich Berechtigten begrün-
den oder die auf ein höheres Risiko der 
Geldwäsche oder der Terrorismusfinan-
zierung gemäß § 15 Absatz 2 GwG hin-
deuten (§ 12 Absatz 3 GwG). 

Hintergrund ist die Umstellung des 
Transparenzregisters auf ein Vollregis-
ter. Bislang waren Recherchen im Trans-
parenzregister meist ergebnislos, weil 
der Vertragspartner aufgrund der soge-
nannten Meldefiktion keine Angaben im 
Transparenzregister besonders hinterle-
gen musste, wenn die dort geforderten 
Angaben schon anderen Registern wie 
beispielsweise dem Handelsregister 
entnommen werden konnten. Nunmehr 
sind alle transparenzpflichtigen Ver
einigungen und Rechtsgestaltungen 
verpflichtet, ihren wirtschaftlich Berech-
tigten zur Eintragung in das Transparenz-
register zu melden. Allerdings gibt es 
Übergangsfristen, die bis zum 31. De-
zember 2022 reichen können. Bis dahin 
müssen Leasing-Gesellschaften bei  
der Prüfung gegebenenfalls zweigleisig 
fahren. Gleiches gilt dann, wenn der 
Vertragspartner auch nach dem 31. De-

zember 2022 gleichwohl noch nicht im 
Transparenzregister eingetragen ist.

Der Erleichterung bei der Überprüfung 
des wirtschaftlich Berechtigten durch 
die Neugestaltung des Transparenzre-
gisters steht möglicherweise Mehrauf-
wand durch Unstimmigkeitsmeldungen 
gegenüber. Nach § 23a GwG haben Ver-
pflichtete der registerführenden Stelle 
Unstimmigkeiten hinsichtlich des wirt-
schaftlich Berechtigten zwischen den 
Angaben im Transparenzregister und 
den ihnen gemachten Angaben unver-
züglich zu melden. Dafür gibt es zwar 
eine Übergangsfrist bis zum 1. April 
2023, da trotz endgültiger Umstellung 
auf das Vollregister zum 31. Dezember 
2022 wie gesagt mit verzögerten Ein-
tragungen gerechnet werden muss.11) 
Jedoch ist eine Unstimmigkeitsmel-
dung ab diesem Zeitpunkt nicht nur im-
mer dann erforderlich, wenn überhaupt 
keine Eintragung im Transparenzregister 
enthalten ist, obwohl eine entsprechen-
de Pflicht dazu besteht. Vielmehr genü-
gen schon kleinere Abweichungen 
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zwischen den Erkenntnissen des Ver-
pflichteten und den Angaben im Trans-
parenzregister.12) 
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